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31, Juii 1954 94
Iiir das Nachschlagewerk! ja
Fiir die Fachpresse! ja
Fir die amtliche Sammlung! nein
Gesetzs BGB § 196 Abs. 1 Nr. 8, Nr. 9, §§ 611, 612, 677 £f.,

812 ff.3 ZPO §§ 286, 561

Leitsatz:

Die kurze Verjihrungsfrist des § 196 Abs. 1 Nr. 8/9

BGB fiir wiederkehrende Vergilitungsanspriiche aus ge-

leisteter Arbeit gilt auch dann, wenn die wieder-
kehrenden Vergﬁtungsansprﬁche'nidht auf Grund eines
Arbeitsvertrages, sondern aus demiGesichtspunkt der
ungerechtfertigten Bereicherung (§§ 812 f£f. BGB)
oder dér Geschiftsfilhrung ohne Auftrag (§§ 677 £f. RGH

geltend gemacht werden.

Aktenzeichen: 5 AZR 444/6%
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5'52“3;6'9;%0 Niedersachsen lm Nﬂmen de’s Vﬁ]keS!

Verkiindet
am 31. Juli 1964

gez. Weinrich, Uﬂell

Regierungshauptsekretir
als Urkundsbeamter
der Geschédftsstelle

In Sachen

hat der Fiinfte Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund
der miindlichen Verhandlung vom 31. Juli 1964 durch den
Senatsprisidenten Professor Dr.Dr.Boldt, die Bundesrichter
Professor Dr. Stumpf und YWichmann sowie die Bundesarbeits-
richter Dr. Eck und DOring fir Recht erkannt:

1. Die Revision des Kldgers gegen das Urteil des
Landesarbeitsgerichts Niedersachsen vom 10. Juni
1963 - 5 Sa 409/60 - wird zuriickgewiesen.

2. Die Kosten der Revision trigt der Kliager.
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1. Der Kladger ist Bauingenieur, die Beklagte Inhaberin
eines S#gewerks und Holzbearbeitungsbetriebes in E

Im Jahre 1954 suchte die Beklagte durch eine Annonce
einen Fachmann mit Kapital, um ihren ruhenden Betrieb wieder
in Gang zu bringen. Daraufhin meldete sich der Kl&ager bei ihr.
Die Parteien verabredeten, der Kldger solle in eine mit der
Beklagten zu griindende Gesellschaft 30.000,-- DM einbringen,
die er als Aufbaudarlehen zu erhalten hoffte. Dazu kam es
jedoch nicht, weil dem Klidger ein Aufbaudarlehen nicht be-
willigt wurde. Er blieb trotzdem bei der Beklagten, lebte mit
ihr in einem ehedhnlichen Verh&dltnis, half ihr im Betrieb und
bekam von ihr freie Station. Vom 22. November 1954 bis zum
31. Mai 1955 bezog er Arbeitslosenfirsorgeunterstitzung. Am
7. Juli 1955 erhielt er die behdrdliche Genehmigung, das
Zimmererhandwerk selbstdndig zu betreiben. Er wurde in die
Handwerksrolle und das Gewerberegister von E eingetra-
gen. Am 8. Juli 1955 erlitt er einen Arbeitsunfall am rechten
Unterarm; aws diesem Anlafl bezog er > Monate Unfallrente.
Am 6. Januar 1956 hat der Oberinspektor H der AOK in
E folgende Niederschrift gefertigt:

"Es erscheinen [...die Parteien] und erkli#ren - nachdem
ihnen der Sachverhalt betr. Betriebsunfall am 8.7.55
und Versicherungspflicht auf Grund der Angaben an die

Berufsgenossenschaft bekanntgegeben ist - folgendes:

Herr H hatte die Absicht, in die Firma

r einzutreten. Nach Ablehnung eines Existenz-
W1eaeraufbau-Darlehens kam eine Teilhaberschaft durch
Einzahlung von Kapital nicht mehr in Betracht, und es
wurde folgende Vereinbarung zwischen Frau P

und Herrn H getroffen:

Herr H tritt zu Frau P in ein ange-
stelltenshnliches Verh#altnis. Ihm wird ab 1.6.55 monat-
lich 500,-~ DM Entgelt gewdhrt. Dieses Entgelt wird je-
doch nicht voll ausgezahlt, sondern wird zum groften
Teil als Betriebskapital angesehen. Herr H

nimme nur so viel bar davon, wie er zum persodnlichen
Leben gebraucht und wie die Firma bar zahlen kann.

Frau P ist Inhaber der Firma C.P
nachdem ihr Ehemann bisher als vermifit gilt. Eine Todes-
erkldrung des Ehemannes liegt noch nicht vor, ist Jjedoch
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Anfang Dezember 1955 beantragt. Herr H und
Frau P haben die Absicht, die Ehe einzugehen.
Sie leben jetzt zusammen im Wohngrundstiick R
T 25, und das Zusammenleben komm{ einem eheihn-
lichen Verhdltnis gleich. Das Angestelltenverhédlinis
ist von beiden geschaffen, damit ein klares rechtliches
Verhdltnis bis zur Ehe bestehen soll.

Ve g&. U.

gez. Else P
gez. Friedrich H

yermerk [des Oberinspektors H ]

Auf Grund der vorstehenden Angaben von Herrn H. und
Frau Pf. kann man bei der Art der Entlohnung und bei
dem gegenselitigen Verhdltnis der beiden ein Arbeitsver-
hdltnis, welches die Versicherungspflicht zur Sozialvex:
sicherung begriindet, nicht bejahen. Herr H. hat bereits
auf Grund einer glltigen Handwerkerkarte eine Lebens-
versicherung abgeschlossen und sich auBlerdem als Teil-
haber der Firma bereits in der privaten Krankenver-
sicherung versichert¢."

Am 4. August 1956 trennte sich der Kldger von der Beklagten.

2. Mit der am 7. Mirz 1960 beim Arbeitsgericht Gdttingen
eingereichten Klage hat der Kldger von der Beklagten fiir die
Zeit vom 1. Juni 1955 bis zum 31. August 1956 ein monatliches
Gehalt von je 500,-- DM und deshalb 7.500,-- DM verlangt mit
der Begriindung, auswelslich der oben mitgeteilten Nieder-
schrift der Parteien vor der AOK E vom 6.Januar 1956
Irabe zwischen ihm und der Beklagten ein Arbeitsverhdltnis
bestanden, aus dem er monatlich 500,-- DM zu fordern habe;
der sich daraus ergebende Betrag sei einverstidndlich zwischen
den Parteien in eine Art Darlehen des Kligers an die Beklagte
umgewandelt vworden, weshalb seine Forderungen auch nicht ver-
Jjéhrt seien.

Die Beklagte hat zu ihrem Klageabweisungsantrag behauptet.

der Kldger habe zu ihr in keinem Arbeitsverhiltnis gestanden,
sondern nur bisweilen in ihrem Betrieb geholfen, wofir er
Kost und Logis erhalten habe. Die oben mitgeteilte Nieder-
schrift der Parteien vor der AQOK E sei eine Scheiner-
kldrung gewesen, um der Norddeutschen Berufsgenossenschaft
Holz ein Arbeitsverhdlinis vorzutduschen. Die Beklagte hat
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weiter geltend gemacht, etwaige Anspriiche des Kligers
seien Jedenfalls verjdhrt; sie hat behauptet, irgendwelche
Absprachen iber eine Umwandlung von Gehaltsanspriichen des
Kldgers in eine Art Darlehen seien nicht erfolgt.
3. In den beiden Vorinstanzen ist der Klidger zunidchst unter-
legen. Auf seine Revision hin hat der erkemnnende Senat durch
Entscheidung vom7. Dezember 1961 das Urteil des Landesarbeits-
gerichts wegen nicht erschopfender Erhebung der vom Kliger
erbotenen Beweise aufgehoben und die Sache 2zur anderwciten
Verhandlung und Entscheidung an das Landesarbeitsgericht
zuriickverwiesen (vgl. den teilweisen Abdruck des Urteils
des Senates vom 7. Dezember 1961 - 5 AZR 135/61 - in AP Nr. 2
zu § 314 ZPO). Das Landesarbeitsgericht hat nach weiterer
Bewelsaufnahme die Berufung des Kligers erneut zurickgewiesen.
Mit der Revision verfolgt der Kladger sein bisheriges
Klageziel weiter.

Entscheidungsgrinde:

I. 1. Vorveg ist folgendes klarzustellen:
Entgegen den Ausfiihrungen der Revision, die flr die Berechti-
gung der vom Kléger verfolgten Zahlungsanspriiche auch auf
§§ 705 £f., 731 £f. BGB abstellt, hat der Kliger in den
Vorinstanzen nie Tatsachen in der Richtung behauptet, dalb
er zu der Beklagten ineinem G e s el lschafts -
verhédltnis gestanden habe. Seine Gesamtdarstellung in den
Vorinstanzen ging vielmehr im Gegenteil gerade dahin, ein
Gesellschaftsverhdltnis sei zwischen ihm und der Beklagten
nicht 2zustandegekommen und an dem Ausbleiben des vom
Kldger erwarteten Aufbaudarlehns gescheitert.
2. GemdB § 561 Abs. 1 ZPO hat daher das Revisionsgericht
nur von der Darstellung des Kl&dgers auszugehen, er habe
auf Grund eines Anstellungsvertrages oder eines anstellungs-
dhnlichen Verhidltnisses flir die Beklagte Dienste in der Zeit
vom 1. Juni 1955 bis zum 31. August 1956 geleistet, woflir
ihm die Beklagte als angemessene monatliche Verglitung den
Betrag von 500,-- DM versprochen habe, die in ein Darlehen
des Kldgers an die Beklagte einverstandlich umgewande€lf, worden
sei.
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IT. Damit ergibt sich, daB als Anspruchsgrundlagen fir et-
waige Vergltungsanspriiche des Klédgers flr Arbeiten, die er
flir die Beklagte in der Zeit vom 1. Juni 1955 bis zum

%1. August 1956 geleistet haben will, nur in Betracht kommen
entweder ein gliltiger Arbeitsvertrag der Parteien mit der
entsprechenden vom Klidger behaupteten Verglitungsabrede oder
ein Arbeitsvertrag der Parteien ohne entsprechende Verglitungs-
abrede, bei dem sich die Vergiitung dann nach § 612 Abs. 2 BGB
bestimmt, oder ein sog. faktisches Arbeitsverhdltnis oder
die Vorschriften liber die ungerechtfertigte Bereicherung

(§§ 812 ff. BGB) oder die iiber die Geschiftsfilhrung ohne
Auftrag (§§ 677 £f. BGB).

III. Inwieweit diese soeben erwdhnten Anspruchsgrundlagen im
einzelnen erfiillt sind, kann aber im vorliegenden Fall deshalb
dahinstehen, weil die Beklagte die Einrede der Verjdhrung
erhoben hat. Diese ist in jedem Fall begriindet, wie sich
aus folgendem ergibt:

1. Wiederkehrende Verglitungsanspriche fir geleistete Arbelit.
wie sie der Kliger fir die Zeit vom 1. Juni 1955 bis 3l.August
1956 begehrt, verjihren nach § 196 Abs. 1 Nr. 8 und Nr. 9 BGB
in zweli Jahren; diese kurze Verjdhrungsfrist gilt sowohl fiir
solche wiederkehrende Verglitungsanspriiche, die auf einem
Arbeitsvertrag oder auf einem faktischen Arbeitsverh#linis
beruhen, als auch flr solche, die sich wegen geleisteter Ar-
beit aus dem Gesichtspunkt der ungerechtfertigten Bereicheruny
(§§ 812 ff. BGB) oder der Geschiftsfihrung ohne Auftrag

(§§ 677 £f. BGB) ergeben kdnnen (vgl. RGZ 86, 96 [97]; Josef,
Gruchots Beltrage zur Erlduterung des Deutschen Rechts,

Bd. 42 §. 1 [9-11]; RGRK-BGB, ll.Aufl., 1959, § 196 Anm. 2 ;
Staudinger-Coing, BGB, 1l.Aufl., 1957, § 196 Rdz. 10;
Enneccerus-Nipperdey, Allgemeiner Teil des Bilirgerlichen Rechts
15.Aufl., Halbband 2, 1960, § 233 II S. 1411). Die kurze Ver-
Jdhrung des § 196 Abs. 1 BGB ist vom Gesetzgeber deshalb
vorgesehen worden, weil bei Geschidften des tiaglichen ILebens,
wozu auch wiederkehrende Dienstleistungen flir andere gehdren,
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in verh#iltnismiBig kurzer Zeit eine Verdunkelung des tatsidch-
lich Geschehenen eintritt und der Schuldner dann nicht der
Gefahr ausgesetzt werden soll, nach einer Reihe von Jahren
wegen Forderungen in Anspruch genommen zu werden, die vermut-
lich bezahlt sind, flir deren Bezahlung aber wegen des Zeitab-
laufs ein Nachweis nicht mehr vorhanden ist. Deshalb ist es
angebracht, bel der Anwendung der kurzen Verjihrungsvorschrif-
ten des § 196 Abs. 1 BGB nicht auf die juristische Qualifi-
kation des Anspruches, sondern auf die objektive Natur der
Forderung als einer solchen aus einem Geschdft des tidglichen
Lebens abzustellen. Das rechtfertigt es, wiederkehrende Ver-
giitungsanspriiche wegen Dienstleistungen fir andere auch dann
der kurzen Verjihrung des § 196 Abs. 1 Nr. 8 und Nr. 9 BGB

zu unterwerfen, wenn sie rechtlich auf den Gesichtspunkt der
ungerechtfertigten Bereicherung (§§ 812 ff. BGB) oder der
Geschiftsfiinrung ohne Auftrag (§§ 677 ff. BGB) gestiitzt wer-
den.

2. Demnach waren etwaige wiederkehrende Vergiitungsanspriiche
des Klidgers fiir Dienstleistungen in der Zeit vom 1. Juni 1955
bis zum 31. August 1956 gemdB § 196 Abs. 1 Nr. 8 und Nr. 9 BGB
in Verbindung mit § 201 BGB spidtestens mit Ablauf des

%1. Dezember 1958 und damit vor der erst im Jahre 1960 ge-
schehenen Klageerhebung verjahrt, worauf sich die Beklagte
auch vorsorglich berufen hat.

3. a) An dieser Rechtslage konnte sich nur dann etwas #ndern,
wenn es zutrife, wie der Kliger behauptet, die Beklagte aber
bestritten hat, daB der Kliger seine Verglitungsanspriiche der
Beklagten gestundet und die Beklagte auflerdem in eine Umwand-
lung der Verglitungsanspriiche des Klidgers in Darlehnsanspriiche
eingewilligt habe. Im Falle der Stundung widre die Verjidhrung
der Anspriiche des Kligers gehemmt (§ 202 Abs. 1 BGB); im Falle
einer Umwandlung der etwaigen Verglitungsanspriiche des Kligers
in ein Darlehen wilirde die Verjdhrungsfrist 30 Jahre betragen
(§ 195 BGB) und bei Klageerhebung noch nicht abgelaufen
gewesen sein.

o) Eine die Verjdhrung hemmende Stundung und eine Umwandlung
der Anspriiche des Kldgers in ein Darlehen hat das. Landes-

arbeitsgericht aber nicht als erwiesen angesehen. An die vom
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Landesarbeitsgericht zu dieser Frage angestellte Bewelswlirdi-
gung ist das Revisionsgericht gemiB § 561 Abs. 2 ZPO gebunden,
sofern die Revision dagegen keine zuldssigen und begriindeten
Verfahrensriigen erhobéeén hat. Somit hdngt die Entscheidung

des Rechtsstreites nur noch davon ab, ob die von der Revision
geltend gemachten Angriffe gegen die Beweiswlirdigung des
Landesarbeitsgerichts durchgreifen.

IVv. S&dmtliche Verfahrensriigen der Revision gegen die vom
Landesarbeitsgericht angestellte Beweiswlirdigung gechen aber
fehl, wie sich aus folgeriem ergibt:

1. Die meisten Zeugenaussagen sprechen g e g e n den
Kladger:
a) Die Aussage des Zeugen Heinrich H , €ines

Bruders des Klédgers, ergibt lberhaupt nichts in der Richtung,
dafl3 der Kliger der Beklagten Verglitungsanspriiche gestundet
hdtte und dafl die Parteien Verglitungsanspriiche des Klédgers in
ein Darlehen umgewandelt hatten.
b) Die Aussagen der Zeugen P , Helga Sch (Tochter
der Beklagten) und des Oberinspektors H gehen insgesamn
dahin, dem Kliger hétfen nach ihrem Wissen bzw. Eindruck keins
Verglitungsanspriiche gegen die Beklagte zugestanden, well er
fir seine Arbeit durch Kost und Logis im Rahmen des eheidhn-
lichen Verhdltnisses, in dem er mit der Beklagten lebte, ab-
gefunden worden sei; soweit die oben .mitgeteilte Erklirung
vom 6. Januar 1956 etwas anderes besage und sich iiber Ver-
glitungsanspriiche und deren Stundung oder Umwandlung in ein
Darlehn verhalte, sei diese Erklarung gegeniiber der AOK E -
nur zum Schein abgegeben worden, um dem Kliger Anspriiche
wegen seines Unfalles vom 8. Juli 1955 zu sichern.
c) Lediglich die Ausage des Zeugen G bestdtigt die
Behauptungen des Klégers iliber die angebliche Hohe der verein-
barten Bezlige und deren Stundung bzw. iiber deren Umwandlung
in ein Darlehen.
2. Das Landesarbeitsgericht hat diese soeben gekennzeichnete -
Zeugenaussagen vollstdndig und widerspruchslos gegeneinander
abgewogen und hat die Darstellung des Klégers nicht als be-
wiesen angesehen. Seine Entscheidungsgriinde lassen erkennen,
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daB es dabei auch den Schriftwechsel beriicksichtigt hat, den
die Beklagte mit der Berufsgenossenschaft gefiihrt hat, in dem
die Beklagte den Kl&dger unter anderem als ihren Arbeitnehmer
bezeichnet und sich Uber dessen Rechtsstellung in etwa so
geduBlert hat, wie es dann in der Erklirung vom 6. Januar 1956
von beiden Parteien ndher angegeben worden ist. Wenn das
Landesarbeltsgericht trotzdem zu dem Ergebnis gekommen ist,
die Behauptungen des Kligers iliber die Hohe seiner Bezlige sowie
insbesondere iiber deren Stundung\bzw, Umwandlung in ein Darle-
hen trédfen nicht zu, so 1ldBt das einen Verstofll gegen Denkge-
setze und gegen allgemeine Erfahrungssdtze nicht erkennen.

Die Beweiswiirdigung des Landesarbeitsgerichts ist auch nicht
unvollstidndig oder in sich widerspruchsvoll. Alles, was die
Revision dagegen geltend macht, lduft lediglich darauf hinaus,
das Revisionsgericht von einem anderen und gegenteliligen Be-
weilsergebnis im Sinne der Darstellung des Kligers zu lberzeu-
gen. Das ist in der Revisionsinstanz jedoch solange nicht mog-
lich, als dem Landesarbeitsgericht keine VerfahrensverstoBe
nachgewiesen sind, an denen es - wie bereits gesagt - aber
fehlt.

V. Damit ergibt sich zusammengefafit, dafl etwaige Verglitungs-
anspriiche des Klédgers jedenfalls im Zeitpunkt der Klageerhe-
bung verjidhrt waren und die Beklagte, die sich auf Verjihrung
berufen hat, gemdB § 222 Abs. 1 BGB die Leistung verweigern
kann. Dafiir, dafl sie mit ihrer Berufung auf die geschehene Ver-
jdhrung arglistig handele, ist nichts festgestellt. Das macht
die Zurlickweisung der Revision des Klégers notwendig.

gez. Dr. Boldt Dr. Stumpf Wichmann

Dr. Eck Doring

B JLaw — Gesetze und Urteile

Kostenlos mobile A

W Uber 200 Gesetze
Uber 100.000 Urteile

Available on the
D App Store

JLaw — flir Android JLaw — flr i0OS

www.prinz.law

§§ yoeu yuequaje(J S[e puis Funjururess 2} J9P 92 ] yony :StomMul
N ( I I ! !

OYIN J ey

1ZInyosad


https://itunes.apple.com/de/app/apple-store/id1071207904?pt=117423805&ct=Stamped_PDFs&mt=8
https://play.google.com/store/apps/details?id=marly.jlaw
https://www.prinz.law
http://www.marly.de

	91

	31. juü m



